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Zum bejahten Anspruch einer Waise auf Weiterzahlung einer Halbwaisenrente, wenn sie 
sich nach ihrer ersten Ausbildung in einer weiteren, zweiten Berufsausbildung befindet. 
Die Waisenrente für eine Berufsausbildung hängt im Unterschied zu dem bürgerlich-
rechtlichen Unterhaltsanspruch des § 1610 Abs. 2 BGB nicht davon ab, ob Unterhaltsbe-
dürftigkeit auf der einen und Unterhaltsfähigkeit auf der anderen Seite bestehen  
 
§ 67 Abs. 3 S. 1 Nr. 2a SGB VII; § 1610 BGB 
 
Urteil des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 05.10.2017 – L 6 U 2014/17 – 
Bestätigung des Urteils des Sozialgerichts Heilbronn vom 26.04.2017 – S 7 U 259/17 –  
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 30/17 R – wird berichtet  
 

Die Beteiligten streiten darum, ob trotz einer zweiten Berufsausbildung Halbwaisenrente 
der gesetzlichen Unfallversicherung zu zahlen ist. Im Jahr 2001 starb der Vater der Klägerin 
bei einem Arbeitsunfall. Die 1995 geborene Klägerin machte zunächst eine Ausbildung zur 
staatlich anerkannten Physiotherapeutin, welche sie auch abschloss. Zum Wintersemester 
2016/17 nahm sie ein Studium für das Lehramt an Realschulen auf. Die Beklagte ist der für 
den Todesfall zuständige Unfallversicherungsträger. Mit Bescheid vom 24.10.2016 lehnte sie 
die Weiterzahlung der Halbwaisenrente mit der Begründung ab, dass in Anlehnung an das 
Unterhaltsrecht eine Waisenrente nur für den Abschluss einer Berufsausbildung, mit dem die 
Waise auf dem Arbeitsmarkt tätig werden könne, gezahlt werde. Da der Widerspruch keinen 
Erfolg hatte, erhob die Klägerin am 26.01.2017 Klage beim Sozialgericht Heilbronn, welcher 
mit Urteil von 26.04.2017 stattgegeben wurde. 
Die daraufhin von der Beklagten eingelegte Berufung wurde vom LSG Baden-Württem-
berg zurückgewiesen. Gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII erhielten Kinder von Verstorbenen 
eine Halbwaisenrente, wenn sie noch einen Elternteil haben. Gemäß § 67 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 
Buchstabe a SGB VII wird diese Rente bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres gezahlt, wenn 
sich die Waise in Schulausbildung oder Berufsausbildung befindet. Weiter verlangt das Gesetz, 
dass die Ausbildung einen tatsächlichen zeitlichen Aufwand von wöchentlich mehr als 20 Stun-
den erfordert. Der Begriff der Berufsausbildung werde in der Vorschrift selbst nicht defi-
niert und sei auch in deren Vorgängervorschrift, § 595 Abs. 2 S. 1 RVO, nicht bestimmt gewe-
sen. Seine Bedeutung müsse daher aus dem Wortsinn sowie unter Beachtung des syste-
matischen Zusammenhangs und des Zwecks der Regelung erschlossen werden. Den 
Normen des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung liege ein eigenständiger Begriff der 
Berufsausbildung zugrunde, weshalb auf die aus anderen Bereichen des Sozialrechts geläu-
figen Begriffsbestimmungen bei der Auslegung nicht ohne weiteres zurückgegriffen werden 
könne. 
Die Waisenrente habe zwar eine unterhaltsersetzende Funktion, weshalb die Zahlung dieser 
Rente anteilig den Ausfall eines typisierend unterstellten gesetzlichen Unterhaltsan-
spruchs gegen die Versicherten (§§ 1601 ff. BGB) ausgleichen solle, solange ein anerkannter 
Erwerbshinderungsgrund bestehe. Die vom BSG für das Halbwaisenrecht nach dem Recht der 
gesetzlichen Rentenversicherung vorgenommene Auslegung, wonach eine Berufsausbildung 
immer dann beendet sei, wenn der erste auf dem Arbeitsmarkt verwertbare Abschluss erreicht 
ist (BSG Urteil v. 18.07.2003 – B 4 RA 37/02 – [HVBG-Info 28/2003, S. 2584]), finde, anders 
als gemäß § 48 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI, wonach der überlebende Elternteil unbeschadet der wirt-
schaftlichen Verhältnisse unterhaltspflichtig sein muss, weder im Wortlaut als Grenze der Aus-
legung von § 67 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, noch in § 67 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 Buchst. a SGB VII eine 
hinreichende Stütze. Wegen der sonstigen Kriterien der Auslegung, werde zudem auf die 
Begründung des SG in der angefochtenen Entscheidung Bezug genommen (vgl. S 118 - 120). 
Ergänzend weist das Gericht darauf hin, dass entgegen der Auffassung der Beklagten die Re-
gelung der Unterhaltspflicht im bürgerlichen Recht nach § 1610 Abs. 2 BGB bei der Berufsaus-

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/1888846/1903822/28_2003_10.pdf?nodeid=1903850&vernum=-2
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bildung nicht „einschlussweise“ in § 67 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 S. 1 Nr. 2 Buchst. a SGB VII enthal-
ten und daher unmaßgeblich sei. Die Waisenrente für eine Berufsausbildung hänge damit im 
Unterschied zu dem bürgerlich-rechtlichen Unterhaltsanspruch des § 1610 Abs. 2 BGB folglich 
nicht davon ab, ob Unterhaltsbedürftigkeit auf der einen und Unterhaltsfähigkeit auf der 
anderen Seite bestünden. Diese dem gesamten Unterhaltsrecht eigentümlichen Beziehun-
gen fehlten dem Waisenrentenrecht nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversiche-
rung. 
Im Übrigen sei festzustellen, dass Verweisungen auf BGB-Vorschriften dem Recht der Hinter-
bliebenenleistungen nicht fremd seien, so etwa in § 66 Abs.1 S. 2 SGB VII. 
Da schließlich auch der tatsächliche Aufwand von wöchentlich 20 Stunden gegeben sei, lägen 
die Voraussetzungen für die Weiterzahlung der Halbwaisenrente in diesem Fall vor. 
Wegen der nicht einheitlichen Rechtsprechung der Landessozialgerichte zur Frage des Wai-
senrentenanspruchs bei einer Zweitausbildung hat das LSG die Revision zugelassen. 
Hinweis: Siehe zu dieser Rechtsfrage auch das Urteil des Hessischen LSG vom 12.06.2017 – 
L 9 U 168/16 – [UVR 12/2017 S. 693]. 

 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 05.10.2017 – L 6 U 2014/17  
wie folgt entschieden: 
 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/8060444/13248608/12_2017_04.pdf?nodeid=13248609&vernum=-2
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